
 

 
Außenbereichssatzung Ahlen Textteil 

T E X T T E I L 

 

Außenbereichssatzung Ahlen 

gem. § 35 Abs. 6 BauGB 

 

 

Gemäß § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 

vom 10. September 2021 (BGBI. I S. 4147) und der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes 

vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) hat der Rat der Gemeinde Kürten in 

seiner Sitzung am xx.xx.xxxx folgende Satzung beschlossen. 
 

§ 1 Bestandteile der Satzung 

 

Diese Satzung besteht aus dem Textteil sowie der Planzeichnung. 

 

 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

 

Der räumliche Geltungsbereich der Satzung ist der Planzeichnung zu entnehmen 

und umfasst die Flurstücke 42 teilweise, 56, 60, 63, 73, 76, 86, 90, 94, 98, 104 

und 105 in der Gemarkung Collenbach, Flur 005. Die Grenzen der Grundstücke, 

die durch die Außenbereichssatzung definiert werden, sind entsprechend den Ein-

tragungen in der Planzeichnung im Maßstab 1: 1.000 festgelegt. 

 

 

§ 3 Rechtliche Wirkung 

 

Innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung richtet sich die Zulässigkeit von 
Vorhaben nach den Bestimmungen des § 35 BauGB.  

 

Im räumlichen Geltungsbereich dieser Satzung kann Wohnzwecken dienenden 

Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2 BauGB nicht entgegengehalten werden, dass 

sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft oder 

Wald widersprechen oder die Entwicklung oder Verfestigung einer Splittersiedlung 

befürchten lassen.  

 

 

§ 4 Umweltbelange 

 

Im Geltungsbereich der Satzung erfolgt die Baugenehmigung nach § 35 BauGB 

Bauvorhaben im Außenbereich stellen gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG einen Eingriff 

in Natur und Landschaft dar; dieser ist gemäß § 15 BNatSchG durch geeignete 

Kompensationsmaßnahmen auszugleichen. Der Nachweis der erforderlichen Aus-

gleichsmaßnahmen ist vom jeweiligen Bauherrn im Baugenehmigungsverfahren zu 

erbringen.  
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Die Prüfung der artenschutzrechtlichen Belange und die Einhaltung der sog. Zu-

griffsverbote nach  § 44  Abs. 1 BNatSchG erfolgt  im Rahmen des Beteiligungs-

verfahrens im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren des konkreten Bauvorha-

bens nach den Vorgaben der ministeriellen Handlungsempfehlung vom 

22.12.2010 „Artenschutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulas-

sung von Vorhaben.  

 

Der Siedlungsbereich „Ahlen“ befindet sich innerhalb eines Landschaftsschutzge-

bietes des Landschaftsplans Kürten. Gemäß der Verbotsvorschriften sind bauliche 
Anlagen innerhalb des Landschaftsschutzgebiets untersagt. Auf Antrag kann die 

Untere Landschaftsbehörde eine Ausnahme für das Errichten oder Verändern einer 

baulichen Anlage im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB zulassen, wenn das 

Vorhaben nach Standort und Gestaltung der Landschaft angepasst ist. Dazu ist 

eine Befreiung von den Festsetzungen des Landschaftsplans gemäß § 78 BNatSchG 
durch die Untere Naturschutzbehörde erforderlich.  
 
 

§ 5 In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für die Ge-

meinde Kürten in Kraft. 

 

 

Hinweise 

1. Denkmalschutz 

 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 

Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmal-

pflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 

02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und 

Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für 

Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

 

2. Artenschutz 

 

Bei jedem Bauvorhaben ist der Aspekt des Artenschutzes im Einzelfall unter Betei-

ligung der Unteren Landschaftsbehörde des Rheinisch-Bergischen Kreises zu prü-

fen. 

 

Gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist das Töten und Stören 

von Tieren verboten. Um diese Verbote einzuhalten, sind folgende Maßnahmen bei 

der Erschließung und Bebauung zu beachten: Unvermeidbare Rodungen von Ge-

hölzen sind außerhalb der allgemeinen Brutzeiten, d.h. vom 01.10. bis zum 28.02. 

vorzunehmen. Grundsätzlich ist darauf zu achten, dass planungsrelevante Arten 

sowie sonstige Vogelarten nicht getötet oder beim Fortpflanzungsgeschehen ge-

stört werden. 
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3.  Nebenanlagen 

 

In den Rand- und Gartenbereichen der Satzung ist die Errichtung von Nebenan-

lagen grundsätzlich genehmigungspflichtig und nur unter Beachtung der Vorga-

ben des § 35 Baugesetzbuch (BauGB) möglich. Ein Anspruch auf eine Bauge-
nehmigung wird durch die Satzung nicht begründet. 

4. Niederschlagswasser 

 

Nach § 44 Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) ist Niederschlagswasser von Grund-

stücken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffent-

liche Kanalisation angeschlossen werden, vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder 

ortsnah in ein Gewässer einzuleiten. Dies erfolgt nach Genehmigung durch die 

Untere Wasserbehörde des Rheinisch-Bergischen Kreises. 

5. Baugrund 

 

Vor Beginn von Baumaßnahmen ist der Baugrund objektbezogen zu untersuchen 

und zu bewerten. 

6. Bodenschutz 

 

Gemäß § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 181958 ist der Oberboden (Mutterbo-

den) bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand 

zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu 

sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder einzubauen. 

 

7.    Recyclingmaterial 
 

Bei der beabsichtigten Verwendung von Recyclingmaterial als Tragschicht unter 

Gebäuden und Zuwegungen ist frühzeitig eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der 

Unteren Umweltschutzbehörde einzuholen.  
 

8. Erdbebengefährdung 

 

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologi-

schen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nord-

rhein-Westfalen, Karte zu DIN 4149: 2005-04, in der Erdbebenzone 0/R. Die in 

der DIN 4149: 2005-04 sowie DIN EN 1998 (Teil 1, 1N/A und 5 des Eurocode 8) 

genannten bautechnischen Maßnahmen sind zu berücksichtigen. Anwen-

dungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgeduckt werden, sind als Stand der Tech-

nik zu berücksichtigen. Dies betrifft insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 „Gründun-

gen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“. 

 
 


